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Marktwirtschaft adé: Staat für Hälfte des Wirt-
schaftswachstums verantwortlich 
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Der Anteil öffentlicher Ausgaben am BIP liegt über 50 Prozent.
Ein baldiges Ende des staatlichen Eingreifens ist nicht Sicht.
Damit entfernt sich Deutschland immer mehr von einer Markt-
wirtschaft und hin zu einer staatlich gelenkten Wirtschaft.

ANDRÉ JASCH

Bundeskanzler Olaf Scholz (M, SPD), Robert Habeck (r, Bündnis 90/Die Grünen),
Bundesminister für Wirtschaft und Klimaschutz, und Christian Lindner (FDP),
Bundesminister der Finanzen, am Ende der Klausur des Bundeskabinetts vor
dem Schloss Meseberg.

Der Staat greift immer tiefer ins Wirtschaftsgeschehen ein. Ablesen lässt sich
das an der Staatsquote, also dem Verhältnis zwischen Staatsausgaben am

Bruttoinlandsprodukt (BIP). Eine hohe Staatsquote zeigt an, wie groß der

Einfluss des Staates auf die gesamte Wirtschaftsleistung des Landes ist. In

Deutschland lag die Staatsquote schon vor der Pandemie bei rund 45

Prozent.

https://deutsche-wirtschafts-nachrichten.de/author?id=4
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Seitdem stiegen die Staatsausgaben sprunghaft an, sodass öffentliche Ausga-

ben inzwischen mehr als die Hälfte des Wirtschaftswachstums ausmachen.

Das geht aus dem Jahresgutachtens der „Wirtschaftsweisen“ hervor.
Der Sachverständigenrat berät die Bundesregierung in Wirtschaftsfragen

und fertigt dazu immer wieder detaillierte Berichte und Prognosen an.

Staatsquote in Deutschland liegt über 50 Prozent

Im europaweiten Vergleich liegt Deutschland damit im Mittelfeld auf Platz

13, wie aus Daten des Bundesfinanzministeriums hervorgeht. Doch an-

ders, als in den europäischen Nachbarländern, ist die hohe Staatsquote in

Deutschland nicht nur durch die Mehrausgaben der Pandemie begründet. Im
Zuge der Pandemie stiegen die Staatsausgaben in fast allen EU-Ländern

durch Hilfsprogramme sprunghaft an (etwa in Frankreich, Italien und Spa-

nien), fielen in den Folgejahren jedoch wieder deutlich.

Nicht so in Deutschland. Hier lag die Staatsquote vor der Pandemie 2018 bei

rund 45 Prozent und stieg seitdem kontinuierlich an. Inzwischen machen öf-

fentliche Ausgaben – je nach Quelle – mindestens 50 Prozent am BIP aus.

Das Bundesfinanzministerium gibt die Staatsquote für 2021 mit 50 Prozent
an, der Sachverständigenrat der Bundesregierung in Wirtschaftsfragen

(Wirtschaftsweisen) beziffert sie sogar auf 51,3 Prozent.

https://www.sachverstaendigenrat-wirtschaft.de/fileadmin/dateiablage/gutachten/jg202223/JG202223_Gesamtausgabe.pdf
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2021/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-22-staatsquoten-im-internationalen-vergleich.html
https://deutsche-wirtschafts-nachrichten.de//dwn/pics//cache_St/Staatsausgaben-63779ceaa9377-63779ceaa947c.JPG.cut.w-63779cebbc12d.jpg
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Auch nach dem Ende der Pandemie und der Energiekrise rechnet der Rat der

Wirtschaftsweisen damit, dass die Staatsquote in den kommenden Jahren

bei 50 Prozent bleiben wird. Die Wirtschaftsweise prognostizieren für das
laufende Jahr eine Staatsquote von 49,1 Prozent und für 2023 von 49,6 Pro-

zent. Aktuell erhöhen Maßnahmenpakete zur Bekämfpung der Inflation so-

wie steigender Energiepreise die Staatsausgaben. Hinzu kommt das 100-Mil-

liarden-schwere Sondervermögen für die Bundeswehr.

Anteil der Staatsausgaben steigt kontinuierlich

Finanziert wird ein Großteil dieser Ausgaben nicht nur Steuereinnahmen,

sondern durch Neuverschuldung. Möglich wurde dies nur, weil die Schulden-

bremse, die eine Neuverschuldung des Staates begrenzen soll, in dem Haus-

haltdefizite durch Steuereinnahmen statt durch Kredite ausgeglichen wer-

den, im Zuge der Pandemie vorübergehend ausgesetzt wurde. Diese Ausnah-
meklausel wurde jedoch in den Folgejahre immer wieder verlängert, sodass

die Kreditaufnahme des Bundes sprunghaft anstieg. Dadurch ist die Schul-

denstandsquote im Vergleich zum Vor-Corona-Jahr 2019 deutlich gestiegen.

Im Jahr 2020 lag die Nettokreditaufnahme noch bei rund 130 Milliarden

Euro, 2021 waren es schon 215 Milliarden Euro. Für 2022 sah der vorläufige

Bundeshaushalt eine Neuverschuldung von rund 100 Milliarden Euro vor.

Hinzu kamen in einem Ergänzungshaushalt im April 2022 noch Hilfspakete
für Privathaushalte und Unternehmen durch gestiegene Energiepreise, so-

dass die Neuverschuldung nun bei 138 Milliarden Euro liegt. Darin noch

nicht enthalten ist das Sondervermögen für die Bundeswehr in Höhe von 100

Milliarden Euro.

Wie lange das noch gut geht, bleibt abzuwarten. Denn durch die steigenden

Anleihezinsen und die schlechten Konjunkturaussichten verspielt Deutsch-
land derzeit seinen letzten Trumpf an den Finanzmärkten: seine gute Kredit-

würdigkeit. Daher wird der Staat über kurz oder lang auch die Einnahmen

erhöhen müssen. Schon jetzt werden „temporäre“ und „einmalige“ Sonder-

zahlungen ins Spiel gebracht, unter anderem auch von den „Wirtschaftswei-

sen“ in ihrem Jahresgutachten. Dort heißt es:

„Um die Zielgenauigkeit zu erhöhen, Inflationsimpulse zu dämpfen und die

fiskalischen Belastungen zu reduzieren, könnte eine befristete einnahmensei-



05.12.22, 11:51 Marktwirtschaft adé: Staat für Hälfte des BIP verantwortlich

https://deutsche-wirtschafts-nachrichten.de/701167/Marktwirtschaft-ade-Staat-fuer-Haelfte-des-Wirtschaftswachstums-verantwortlich 4/6

tige Gegenfinanzierung der Entlastungsmaßnahmen – etwa durch eine be-

fristete Erhöhung des Spitzensteuersatzes oder einen Energiesolidaritätszu-

schlag – sinnvoll sein.“

Staat rechtfertigt Mehrausgaben mit immer neuen
Krisen

Begründet wird das staatliche Eingreifen immer wieder mit Krisensituatio-

nen. Zuerst machte die Pandemie, genauer gesagt die staatlich verordneten

Lockdowns, ein Eingreifen nötig. Infolge des monatelangen Stillstands der
Wirtschaft ging das BIP in Deutschland 2020 um 5 Prozent zurück. Der Staat

schnürte daraufhin milliardenschwere Hilfsprogramme, übernahm ange-

schlagene Konzerne und verteilte staatlich garantierte Hilfskredite.

Die so gewonnene Macht über weite Teile des Wirtschaftsgeschehens gaben

staatliche Akteure in Deutschland auch danach nicht mehr aus Hand. Eine

neue Krise findet sich in einer immer angespannteren Weltlage immer, sei es

der Krieg in der Ukraine oder die schwelende Energiekrise. Verdeutlichen
lässt sich dies an den Staatsgarantien auf Kredite. Was als Ausnahmerege-

lung im Krisenfall begann, hat sich seitdem derart verstetigt, dass inzwischen

40 Prozent aller neu ausgegebenen Kredite staatlich garantiert
sind.

Das führt zum einen dazu, dass politisch gewünschte Wirtschaftssektoren ge-

zielt gefördert werden, auch wenn sie nicht wirtschaftlich arbeiten und von
Privatbanken ohne staatliche Garantien keine Kredite erhalten würden. Zum

anderen werden dadurch auch solche Unternehmen am Leben erhalten, die

sonst in die Insolvenz rutschen würden. Der Staat „leistet“ sich diese Zom-

bieunternehmen, um eine drohende Insolvenzwelle abzuwenden, verlagert

das Problem dadurch allerdings nur in die Zukunft.

Wird Deutschland wieder „kranker Mann Europas“?

Deutschland galt schon einmal als „kranker Mann Europas“. Durch die vor-
anschreitende De-Industrialisierung droht die Bundesrepublik nun

wieder in alte Zeiten zu verfallen. Trotz der massiven Eingriffe des Staates in

die Wirtschaft sehen die Wachstumsaussichten für Deutschland düster aus,

wie aktuelle Prognosen zeigen.

https://deutsche-wirtschafts-nachrichten.de/700769/Regierungen-und-Zentralbanken-kaempfen-um-die-Hoheit-der-Geldschoepfung
https://deutsche-wirtschafts-nachrichten.de/700630/Von-Werk-zu-oeffentlichen-Waermehallen-Marc-Friedrich-zur-drohenden-De-Industrialisierung
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Aufgrund der anhaltenden Energiekrise trat die deutsche Wirtschaft 2022

auf der Stelle. Im ersten Quartal verzeichnete sie laut Statistischem Bun-
desamt noch 0,8 Prozent Wachstum, im zweiten Quartal nur noch 0,1 Pro-
zent und im dritten Quartal 0,3 Prozent. Im nächsten Jahr steuert die Wirt-

schaft dann direkt in eine Rezession. Das belastet nicht nur Deutschland,

sondern droht die gesamte EU auszubremsen.

Die Wachstumprognose der EU-Kommission kommt zu dem Schluss, dass

die deutsche Wirtschaft 2023 um 0,6 Prozent schrumpfen wird. Damit wäre

Deutschland zusammen mit Schweden Schlusslicht aller 27 EU-Mitgliedstaa-

ten. Neben Deutschland und Schweden steht nur noch Lettlands Wirtschaft
im nächsten Jahr vor einer Schrumpfung. Alle anderen Länder können zu-

mindest ein leichtes Plus verbuchen.

Die gesamte EU wird laut der Herbstprognose der EU-Kommission voraus-

sichtlich um 0,3 Prozent wachsen. Doch auch diese Prognose sollte mit Vor-

sicht genossen werden, denn im Sommer war die EU-Kommission noch von

einem Wachstum von 1,5 Prozent ausgegangen. Sollten sich die Konjunktur-
aussichten aufgrund anhaltend hoher Inflation und Energiepreise weiter ein-

trüben, könnte die gesamte EU noch in die Rezession rutschen.

Für Deutschland fiel die Korrektur von 1,3 Prozent auf nun -0,6 Prozent be-

sonders drastisch aus. Hierzulande wurde das Produktionsniveau vor der Co-

rona-Pandemie erst im dritten Quartal 2022 wieder erreicht – und damit

deutlich später als in anderen Mitgliedsstaaten. Größtes Abwärtsrisiko ist

laut EU-Kommission die unsichere Energieversorgung. Diese dürfte die In-
dustrie auch im kommenden Jahr weiter belasten.

Weiterlesen

Regierungen und Zentralbanken kämpfen um die Hoheit der
Geldschöpfung
Energie-Krise: Ausmaß des Schadens für Wohlstand und Ar-
beitsplätze zeichnet sich ab
Notfallplan für Blackout: Bundesregierung bereitet sich auf
Bargeldknappheit vor

https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2022/10/PD22_457_811.html#:~:text=Bruttoinlandsprodukt%20im%20Vorjahresvergleich%20gestiegen&text=Quartal%202022%20preisbereinigt%201,1,und%20kalenderbereinigte%20BIP%20im%203
https://deutsche-wirtschafts-nachrichten.de/700769/Regierungen-und-Zentralbanken-kaempfen-um-die-Hoheit-der-Geldschoepfung
https://deutsche-wirtschafts-nachrichten.de/700841/Energie-Krise-Ausmass-des-Schadens-fuer-Wohlstand-und-Arbeitsplaetze-zeichnet-sich-ab
https://deutsche-wirtschafts-nachrichten.de/701149/Notfallplan-fuer-Blackout-Bundesregierung-bereitet-sich-auf-Bargeldknappheit-vor
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